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Artikel 13.  
(1) Die Zuständigkeiten des Bundes und der Länder auf dem Gebiet des Abgabenwesens 
werden durch ein eigenes Bundesverfassungsgesetz ("Finanz-Verfassungsgesetz") geregelt.  
(2) Bund, Länder und Gemeinden haben bei ihrer Haushaltsführung die Sicherstellung des 
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichtes und nachhaltig geordnete Haushalte anzustreben. 
Sie haben ihre Haushaltsführung in Hinblick auf diese Ziele zu koordinieren.  
(3) Bund, Länder und Gemeinden haben bei der Haushaltsführung die tatsächliche Gleich-
stellung von Frauen und Männern anzustreben.  
 
Artikel 42.  
(1) Jeder Gesetzesbeschluss des Nationalrates ist unverzüglich von dessen Präsidenten dem 
Bundesrat zu übermitteln.  
(2) Ein Gesetzesbeschluss kann, soweit nicht verfassungsgesetzlich anderes bestimmt ist, 
nur dann beurkundet und kundgemacht werden, wenn der Bundesrat gegen diesen Be-
schluss keinen mit Gründen versehenen Einspruch erhoben hat.  
(3) Dieser Einspruch muss dem Nationalrat binnen acht Wochen nach Einlangen des Geset-
zesbeschlusses beim Bundesrat von dessen Vorsitzenden schriftlich übermittelt werden; er 
ist dem Bundeskanzler zur Kenntnis zu bringen.  
(4) Wiederholt der Nationalrat seinen ursprünglichen Beschluss bei Anwesenheit von min-
destens der Hälfte der Mitglieder, so ist dieser zu beurkunden und kundzumachen. Be-
schließt der Bundesrat, keinen Einspruch zu erheben, oder wird innerhalb der im Abs. 3 
festgesetzten Frist kein mit Begründung versehener Einspruch erhoben, so ist der Gesetzes-
beschluss zu beurkunden und kundzumachen.  
(5) Insoweit Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates die Geschäftsordnung des Nationalrates, 
die Auflösung des Nationalrates, ein Bundesgesetz, mit dem nähere Bestimmungen über die 
Erstellung des Bundesfinanzrahmengesetzes, des Bundesfinanzgesetzes und über die sons-
tige Haushaltsführung des Bundes getroffen werden, ein Bundesfinanzrahmengesetz, ein 
Bundesfinanzgesetz, eine vorläufige Vorsorge im Sinne von Art. 51a Abs. 4 oder eine Ver-
fügung über Bundesvermögen, die Übernahme oder Umwandlung einer Haftung des Bun-
des, das Eingehen oder die Umwandlung einer Finanzschuld des Bundes oder die Geneh-
migung eines Bundesrechnungsabschlusses betreffen, steht dem Bundesrat keine Mitwir-
kung zu.  
 
Artikel 51.  
(1) Der Nationalrat beschließt das Bundesfinanzrahmengesetz sowie innerhalb dessen 
Grenzen das Bundesfinanzgesetz; den Beratungen ist der jeweilige Entwurf der Bundesre-
gierung zugrunde zu legen.  
(2) Die Bundesregierung hat dem Nationalrat jährlich spätestens bis zu einem in einem 
Bundesgesetz festgesetzten Zeitpunkt den Entwurf eines Bundesfinanzrahmengesetzes oder 
den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesfinanzrahmengesetz geändert wird, 
vorzulegen. Das Bundesfinanzrahmengesetz hat für das folgende Finanzjahr und die drei 
nächstfolgenden Finanzjahre Obergrenzen der vom Nationalrat im jeweiligen Bundesfi-
nanzgesetz zu genehmigenden Mittelverwendung auf der Ebene von Rubriken sowie die 
Grundzüge des Personalplanes zu enthalten; ausgenommen hievon sind die Mittelverwen-
dungen für die Rückzahlung von Finanzschulden und zur vorübergehenden Kassenstärkung 
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eingegangene Geldverbindlichkeiten sowie die Mittelverwendungen infolge eines Kapital-
austausches bei Währungstauschverträgen. Für weitere Untergliederungen sind Obergren-
zen für das folgende Finanzjahr und die drei nächstfolgenden Finanzjahre vorzusehen.  
(3) Die Bundesregierung hat dem Nationalrat den Entwurf eines Bundesfinanzgesetzes für 
das folgende Finanzjahr spätestens zehn Wochen vor Beginn jenes Finanzjahres vorzulegen, 
für das ein Bundesfinanzgesetz beschlossen werden soll. Ausnahmsweise kann die Bundes-
regierung den Entwurf eines Bundesfinanzgesetzes auch für das folgende und das nächst-
folgende Finanzjahr, nach Jahren getrennt, dem Nationalrat vorlegen.  
(4) Wird ausnahmsweise ein Bundesfinanzgesetz für das folgende und das nächstfolgende 
Finanzjahr beschlossen, so ist in der zweiten Hälfte des folgenden Finanzjahres der Entwurf 
eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesfinanzgesetz geändert wird, von der Bundesre-
gierung bis spätestens zehn Wochen vor Beginn des nächstfolgenden Finanzjahres dem 
Nationalrat vorzulegen. Die darin enthaltenen Änderungen des Bundesfinanzgesetzes haben 
sich jedenfalls auf das nächstfolgende Finanzjahr zu beziehen. Der Entwurf ist bis zum En-
de des folgenden Finanzjahres vom Nationalrat in Verhandlung zu nehmen. Art. 51a Abs. 1 
und 2 gilt sinngemäß.  
(5) Das Bundesfinanzgesetz hat als Anlagen den Bundesvoranschlag und den Personalplan 
sowie weitere für die Haushaltsführung wesentliche Grundlagen zu enthalten.  
(6) Für die Haushaltsführung des Bundes gilt:  
1. Es dürfen die Obergrenzen der Rubriken des Bundesfinanzrahmengesetzes weder über-
schritten werden, noch darf zu einer solchen Überschreitung ermächtigt werden, ausge-
nommen im Verteidigungsfall (Art. 51b Abs. 4) und – soweit eine Bedeckung durch Ein-
sparungen oder durch Mehreinnahmen sichergestellt ist – bei Gefahr im Verzug (Art. 51b 
Abs. 2).  
2. Es dürfen die Obergrenzen der durch ein Bundesgesetz gemäß Abs. 7 zu bestimmenden 
Untergliederungen des Bundesfinanzrahmengesetzes für das folgende Finanzjahr nicht 
überschritten werden noch darf zu einer solchen Überschreitung ermächtigt werden, es sei 
denn, es wird durch ein Bundesgesetz gemäß Abs. 7 vorgesehen, dass diese Obergrenzen 
mit Zustimmung des Bundesministers für Finanzen überschritten werden dürfen.  
Wird ausnahmsweise ein Bundesfinanzgesetz für das folgende und nächstfolgende Finanz-
jahr beschlossen, sind die Bestimmungen der Z 2 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die in 
Abs. 2 letzter Satz genannten Obergrenzen für das folgende und das nächstfolgende Finanz-
jahr gelten.  
(7) Die näheren Bestimmungen über die Erstellung des Bundesfinanzrahmengesetzes, des 
Bundesfinanzgesetzes und über die sonstige Haushaltsführung des Bundes sind nach ein-
heitlichen Grundsätzen durch Bundesgesetz zu treffen. In diesem sind insbesondere die 
Gliederung und Bindungswirkung des Bundesfinanzrahmengesetzes, die Vorgangsweise bei 
Eingehen und Umwandlung von Verbindlichkeiten aus Geldmittelbeschaffungen, die nicht 
innerhalb desselben Finanzjahres getilgt werden, oder aus langfristigen Finanzierungen 
(Finanzschulden), bei Begründung von Vorbelastungen, bei Bildung von Haushaltsrückla-
gen, bei Verfügungen über Bundesvermögen und bei Haftungsübernahmen des Bundes 
sowie die Mitwirkung des Rechnungshofes an der Ordnung des Rechnungswesens zu re-
geln.  
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Artikel 51a. alt, weiterhin bis 31. 12. 2012 anzuwenden  
(1) Der Bundesminister für Finanzen hat dafür zu sorgen, dass bei der Haushaltsführung 
zuerst die zur Erfüllung fälliger Verpflichtungen erforderlichen Ausgaben und sodann die 
übrigen vorgesehenen Ausgaben, diese jedoch nur nach Maßgabe der jeweils zur Verfü-
gung stehenden Einnahmen, unter Beachtung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Zweckmäßigkeit geleistet werden.  
(2) Wenn es die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben erfordert oder sich im Verlauf 
des Finanzjahres eine wesentliche Änderung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung ab-
zeichnet, kann  
1. der Bundesminister für Finanzen die gänzliche oder teilweise Anwendung eines im Bun-
desfinanzgesetz vorgesehenen Konjunkturausgleichvoranschlages verfügen;  
2. der Bundesminister für Finanzen mit Zustimmung der Bundesregierung vorläufige Aus-
gabenbindungen für die Dauer von jeweils längstens sechs Monaten oder endgültige Aus-
gabenbindungen verfügen, sofern dadurch die Erfüllung fälliger Verpflichtungen des Bun-
des nicht berührt wird.  
 
Artikel 51a. neu  
(1) Hat die Bundesregierung dem Nationalrat nicht rechtzeitig (Art. 51 Abs. 2 und 3) den 
Entwurf eines Bundesfinanzrahmengesetzes oder eines Bundesfinanzgesetzes vorgelegt, so 
kann ein Entwurf eines Bundesfinanzrahmengesetzes oder eines Bundesfinanzgesetzes im 
Nationalrat auch durch Antrag seiner Mitglieder eingebracht werden.  
(2) Legt die Bundesregierung den Entwurf eines Bundesfinanzrahmengesetzes oder eines 
Bundesfinanzgesetzes nach der Stellung eines solchen Antrages vor, so kann der National-
rat beschließen, den jeweiligen Entwurf seinen Beratungen zugrunde zu legen.  
(3) Hat der Nationalrat in einem Finanzjahr kein Bundesfinanzrahmengesetz beschlossen, 
so gelten die Obergrenzen des letzten Finanzjahres, für welches Obergrenzen festgelegt 
wurden, weiter.  
(4) Hat der Nationalrat für ein Finanzjahr kein Bundesfinanzgesetz beschlossen und trifft er 
auch keine vorläufige Vorsorge durch Bundesgesetz, so ist der Bundeshaushalt nach den 
Bestimmungen des zuletzt beschlossenen Bundesfinanzgesetzes zu führen. Finanzschulden 
können dann nur bis zur Hälfte der jeweils vorgesehenen Höchstbeträge und kurzfristige 
Verpflichtungen zur vorübergehenden Kassenstärkung bis zur Höhe der jeweils vorgesehe-
nen Höchstbeträge eingegangen werden.  
 
Artikel 51b.  
(1) Ausgaben, die im Bundesfinanzgesetz ihrer Art nach nicht vorgesehen sind (außerplan-
mäßige Ausgaben) oder die eine Überschreitung von Ausgabenansätzen des Bundesfinanz-
gesetzes erfordern (überplanmäßige Ausgaben), dürfen im Rahmen der Haushaltsführung 
nur auf Grund bundesfinanzgesetzlicher Ermächtigungen geleistet werden.  
(2) Bei Gefahr im Verzug dürfen jedoch auf Grund einer Verordnung der Bundesregierung 
im Einvernehmen mit dem mit der Vorberatung von Bundesfinanzgesetzen betrauten Aus-
schuss des Nationalrates unvorhersehbare und unabweisbare  
1. außerplanmäßige Ausgaben im Ausmaß von höchstens 1 vT der durch Bundesfinanzge-
setz vorgesehenen Gesamtausgabensumme;  
2. überplanmäßige Ausgaben im Ausmaß von höchstens 2 vT der durch Bundesfinanzge-
setz vorgesehenen Gesamtausgabensumme  
geleistet werden. Trifft der mit der Vorberatung von Bundesfinanzgesetzen betraute Aus-
schuss des Nationalrates innerhalb von zwei Wochen keine Entscheidung, so gilt das Ein-
vernehmen als hergestellt.  



 

 
Bundesministerium für Finanzen 

Dieses Dokument ist lediglich eine Dokumentationsquelle, für deren Richtigkeit keine Gewähr übernommen wird. 

- 4 -

(3) Der Nationalrat kann im Bundesfinanzgesetz den Bundesminister für Finanzen ermäch-
tigen, der Überschreitung der im Bundesfinanzgesetz vorgesehenen Ausgaben zuzustim-
men. Diese Zustimmung darf nur erteilt werden, sofern die Überschreitung sachlich an Be-
dingungen geknüpft und ziffernmäßig bestimmt oder errechenbar ist. Darüber hinaus dürfen 
mit Zustimmung des Bundesministers für Finanzen Überschreitungen der im Bundesfi-
nanzgesetz vorgesehenen Ausgaben erfolgen, wenn diese Mehrausgaben  
1. auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung,  
2. aus einer bestehenden Finanzschuld oder auf Grund von Währungstauschverträgen oder  
3. auf Grund einer bereits im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens des Bundesfinanzgesetzes be-
stehenden sonstigen Verpflichtung erforderlich werden. Die Zustimmung auf Grund der 
Bestimmungen dieses Absatzes darf nur im Falle eines unvorhergesehenen Erfordernisses 
und nur insoweit erteilt werden, als die Bedeckung durch Einsparungen oder durch Mehr-
einnahmen sichergestellt ist und die jeweils verbindlich geltenden Obergrenzen gemäß Art. 
51 Abs. 2 und 6 für das jeweilige Finanzjahr nicht überschritten werden.  
(4) Im Verteidigungsfall dürfen für Zwecke der umfassenden Landesverteidigung (Art. 9a) 
unabweisliche außerplanmäßige und überplanmäßige Ausgaben innerhalb eines Finanzjah-
res bis zur Höhe von insgesamt 10 vH der durch Bundesfinanzgesetz vorgesehenen Ge-
samtausgabensumme auf Grund einer Verordnung der Bundesregierung im Einvernehmen 
mit dem mit der Vorberatung von Bundesfinanzgesetzen betrauten Ausschuss des National-
rates geleistet werden. Soweit die Bedeckung solcher Mehrausgaben nicht durch Einspa-
rungen oder durch Mehreinnahmen sichergestellt werden kann, hat die Verordnung der 
Bundesregierung den Bundesminister für Finanzen zu ermächtigen, durch Eingehen oder 
Umwandlung von Finanzschulden für die erforderliche Bedeckung zu sorgen.  
(5) Der Bundesminister für Finanzen hat die Mitglieder der Bundesregierung und die übri-
gen haushaltsleitenden Organe regelmäßig über den Budgetvollzug zu informieren.  
 
Artikel 51c.  
(1) Die Mitwirkung des Nationalrates an der Haushaltsführung gemäß Art. 51b und Abs. 2 
obliegt dem mit der Vorberatung von Bundesfinanzgesetzen betrauten Ausschuss des Nati-
onalrates. Dieser kann bestimmte Aufgaben einem ständigen Unterausschuss übertragen, 
dem auch die Mitwirkung an der Haushaltsführung obliegt, wenn der Nationalrat vom Bun-
despräsidenten nach Art. 29 Abs. 1 aufgelöst wird. Der mit der Vorberatung von Bundesfi-
nanzgesetzen betraute Ausschuss bzw. sein Ständiger Unterausschuss sind auch außerhalb 
der Tagungen des Nationalrates  
(Art. 28) einzuberufen, wenn sich die Notwendigkeit hiezu ergibt. Nähere Bestimmungen 
trifft das Bundesgesetz über die Geschäftsordnung des Nationalrates.  
(2) Der Bundesminister für Finanzen hat dem im Abs. 1 genannten Ausschuss des National-
rates über die gemäß Art. 51a Abs. 2 sowie Art. 51b Abs. 2 bis 4 getroffenen Maßnahmen 
vierteljährlich zu berichten. Weitere Berichte sind diesem Ausschuss nach Maßgabe beson-
derer bundesgesetzlicher Vorschriften zu übermitteln.  
 
Artikel 123a.  
(1) Der Präsident des Rechnungshofes ist berechtigt, an den Verhandlungen über die Be-
richte des Rechnungshofes, die Bundesrechnungsabschlüsse, Anträge betreffend die Durch-
führung besonderer Akte der Gebarungsüberprüfung durch den Rechnungshof und die den 
Rechnungshof betreffenden Untergliederungen des Entwurfes des Bundesfinanzgesetzes im 
Nationalrat sowie in seinen Ausschüssen (Unterausschüssen) teilzunehmen.  
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(2) Der Präsident des Rechnungshofes hat nach den näheren Bestimmungen des Bundesge-
setzes über die Geschäftsordnung des Nationalrates das Recht, auf sein Verlangen in den 
Verhandlungen zu den in Abs. 1 angeführten Gegenständen jedes Mal gehört zu werden.  
 
Artikel 148d.  
Die Volksanwaltschaft hat dem Nationalrat und dem Bundesrat jährlich über ihre Tätigkeit 
zu berichten. Die Mitglieder der Volksanwaltschaft haben das Recht, an den Verhandlun-
gen über die Berichte der Volksanwaltschaft im Nationalrat und im Bundesrat sowie in 
deren Ausschüssen (Unterausschüssen) teilzunehmen und auf ihr Verlangen jedes Mal ge-
hört zu werden. Dieses Recht steht den Mitgliedern der Volksanwaltschaft auch hinsichtlich 
der Verhandlungen über die die Volksanwaltschaft betreffenden Untergliederungen des 
Entwurfes des Bundesfinanzgesetzes im Nationalrat und in seinen Ausschüssen (Unteraus-
schüssen) zu. Näheres bestimmen das Bundesgesetz über die Geschäftsordnung des Natio-
nalrates und die Geschäftsordnung des Bundesrates.  
 
Artikel 151.  
(1) – (36) ...  
(37) Für das In-Kraft-Treten der durch Art 1 des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 
xxx/2007 eingefügten oder neu gefassten Bestimmungen gilt Folgendes:  
1. Art. 13 Abs. 2 und 3, Art. 51 in der Fassung der Z 4, Art. 51a, Art. 51b in der Fassung der 

Z 7 bis 9a, Art. 123a Abs. 1 und Art. 148d treten mit 1. Jänner 2009 in Kraft; das Bun-
desfinanzrahmengesetz für die Finanzjahre 2009 bis 2012 und das Bundesfinanzgesetz 
für das Finanzjahr 2009 sind bereits auf Grundlage dieser Bestimmungen zu erstellen und 
zu beschließen, wobei der Entwurf des Bundesfinanzrahmengesetzes für die Finanzjahre 
2009 bis 2012 spätestens gleichzeitig mit dem Entwurf für das Bundesfinanzgesetz für 
das Finanzjahr 2009 dem Nationalrat vorzulegen ist.  

2. Art. 51 in der Fassung der Z 5, Art. 51b in der Fassung der Z 10, Art. 51c und Art. 51d 
treten mit 1. Jänner 2013 in Kraft. Art. 51 in der Fassung der Z 4 und Art. 51b in der Fas-
sung der Z 7 bis 9a treten mit Ablauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft. Diese Rechts-
lage gilt bereits für die Erstellung des Bundesfinanzrahmengesetzes für die Finanzjahre 
2013 bis 2016 sowie des Bundesfinanzgesetzes für das Finanzjahr 2013 und deren Be-
schlussfassung durch den Nationalrat.  

Art. 51a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2003 ist bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2012 weiterhin anzuwenden. 


